Deutscher Bundestag Drucksache 13/1281 

13. Wahlperiode 

05. 05. 95 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Gruppe der PDS 
— Drucksache 13/1091 — 


Der deutsche und internationale Geschichtsrevisionismus (III); 
die Zeitschrift „Deutschland in Geschichte und Gegenwart. 
Zeitschrift für Kultur, Geschichte und Politik“ (DGG) 


Im Januar 1953 ruft Herbert Grabert, der von 1941 bis 1945 im „Reichs- 
ministerium für die besetzten Ostgebiete" tätig war, die „Mitteilungen 
für den 131er-Hochschullehrer im Auftrag des Verbandes der nichtam- 
tierenden (amtsverdrängten) Hochschullehrer und der Forschungshilfe 
e. V. " ins Leben. Diese Mitteilungen wurden dann umbenannt in 
„Deutschland in Geschichte und Gegenwart. Zeitschrift für Kultur, 
Geschichte und Politik" (DGG). 

In der DGG schrieb u. a. Dr. Alfred Schickei, Leiter der „Zeitgeschichth- 
chen Forschungsstelle Ingolstadt" (ZFI) und bis vor kurzem Leiter des 
Ingolstädter Kathohschen Bildungswerkes. Dr, Alfred Schickei und 
seine sog. wissenschaftlichen Forschungen und Beiträge sind geprägt 
von der Leugnung und Relativierung der Nazi-Verbrechen und finden 
dementsprechend großen Anklang in rechtsextremen Organisationen, 
bei denen er auf Einladung auch als Referent zur Verfügung stand (u, a. 
ppp, vom 12. Dezember 1994). 

1. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über Aktivitäten des 
Herbert Grabert in bezug auf die „Mitteilungen für den 131er 
Hochschullehrer . . . " ? 


Er war Gründer und Herausgeber der Publikation. 


2. Was beabsichtigte Herbert Grabert mit diesen „Mitteilungen", und 
wer war der Adressatenkreis bzw. die Zielgruppe? 


Hauptanliegen war die Rechtfertigung der nationalsozialistischen 
Herrschaft sowie die Leugnung bzw. Verharmlosung der national- 
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sozialistischen Verbrechen. Die Schrift erschien zunächst als 
Organ des „Verbandes der nicht amtierenden Hochschullehrer"; 
später wandte sie sich an einen allgemeinen Leserkreis. 


3. Hat die Bundesregierung seinerzeit die „Mitteilungen" finanziell 
und ideell unterstützt? Wenn ja, in welcher Weise? 


Soweit feststellbar: nein. 


4. Welche nationalen und internationalen Autoren und Autorinnen 
schrieben in den „Mitteilungen" bis zu ihrer Umbenennung? 

8. Welche nationalen und internationalen Autoren und Autorinnen 
schreiben in der Zeitschrift „Deutschland in Geschichte und Ge- 
genwart"? 

9. Welche verfassungsschutzrelevanten Erkenntnisse hegen der Bun- 
desregierung über die Autoren/ Autorinnen vor? 

10. Was weiß die Bundesregierung über Mitgliedschaften einiger Auto- 
ren in rechtsradikalen Parteien/Organisationen/Vereinigungen? 

17. Welche Kenntnis hat die Bundesregierung über eine Zusammenar- 
beit zwischen der DGG und der ZFI und ihrem Leiter, Dr. Alfred 
Schickei? 


Personenbezogene Daten und wertende Stellungnahmen zur poli- 
tischen Tätigkeit von Einzelpersonen im Bereich des Extremismus 
veröffentlicht die Bundesregierung nur im Rahmen des § 16 Abs. 2 
des Bundesverfassungsschutzgesetzes - BVerfSchG. 


5. Wann und warum erfolgte nach Kenntnis der Bundesregierung eine 
Umbenennung der „Mitteilungen" in „Deutschland in Geschichte 
und Gegenwart. Zeitschrift für Kultur, Geschichte und Politik"? 


Anfang 1973. Gründe sind nicht bekannt. 


6. Änderten sich durch die Umbenennung Redaktion, Autorenschaft 
und Inhalte? 

Wenn ja, in welcher Weise? 


Nein. 


7. Wer ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Zielgruppe der 
DGG? 


Politisch Gleichgesinnte. 


11. Wie oft erscheint diese Zeitschrift? 

a) Wie ist die Auflagenentwicklung der DGG, 

b) welche Schwerpunktthemen werden wie aufgegriffen? 
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Vierteljährlich. 
zu a) 

Im Gründungsjahr ca. 2 000 Exemplare, in den letzten Jahren ca. 
4 500. 

zu b) 

Schwerpunkte sind: Leugnung bzw. Relativierung der nationalso- 
zialistischen Verbrechen sowie die Rechtfertigung der nationalso- 
zialistischen Herrschaft. Daneben finden sich auch Artikel mit 
fremdenfeindlichen Inhalten. 


12. In welchen rechtsextremen Zeitschriften, Zeitungen, Organen wirbt 
die DGG? 

13. In welchen sonstigen Zeitungen, z.B. der sog. Neuen Rechten, 
finden sich Selbstdarstellungen der Zeitschrift DGG? 

14. In welchen konservativen Zeitungen aus den Bereichen 

a) der Vertriebenenverbände, 

b) der studentischen Verbindungen, 

c) der Traditions verbände der Wehrmacht 

konnte die DGG werben oder anderweitig Einfluß gewinnen? 


Derartige Recherchen werden nicht durchgeführt. 


15. Wie erfolgreich sind nach Kenntnis der Bundesregierung die Versu- 
che der DGG, speziell mit der Thematik der sog. Vertreibungsver- 
brechen und der alliierten Kriegsverb rechen in die Vertriebenen- 
verbände hineinzuwirken? 

16. Wie erfolgreich sind nach Kenntnis der Bundesregierung die Versu- 
che der DGG, speziell mit der Thematisierung der Rehabilitierung 
der Nazi- Wehrmacht in die Traditionsverbände der Wehrmacht 
hineinzuwirken? 


Über die in den Fragen genannten angeblichen Aktivitäten der 
DGG ist nichts bekanntgeworden. 


18. Hat die Bundesregierung die Zeitschrift DGG jemals finanziell (z. B. 
über den Bund der Vertriebenen) und ideell unterstützt? 

Wenn ja, in welcher Weise? 


Nein. 


19. Welchen Stellenwert mißt die Bundesregierung sowohl den „Mit- 
teilungen" als auch der Zeitschrift DGG innerhalb der sog. Neuen 
Rechten und des Geschichtsrevisionismus bei? 


Die in der Frage enthaltenen Begriffe „Neue Rechte"' und 
„Geschichtsrevisionismus" sind inhaltlich unbestimmt. Eine wer- 
tende Stellungnahme im Sinne der Fragestellung ist deshalb nicht 
möglich. 
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